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Sitzungsvorlage - öffentlich 

Gemeinderat am 23.11.2022 
 

 

Vorlagen-Nr. 059/2022 

Aktenzeichen: 800.24 

       Sachbearbeiter: Herr Wagenländer 

 
 
 
 

Satzung zur Anpassung örtlicher Satzungen an § 2b 
UStG  
 
 
externer Bericht:   nein        ja  
 
 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Satzung zur Anpassung örtlicher Satzungen an § 2 b Umsatzsteuergesetz wird 
zugestimmt  
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Sachverhalt: 
 
Mit Blick auf die gesetzliche Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand zum 01.01.2023 und insbesondere der Vorschrift des § 2b UStG musste geprüft 
werden, inwieweit den Satzungen oder Gebührenverzeichnissen Leistungen zugrunde 
liegen, bei denen ein möglicher Wettbewerb zu Dritten und somit eine 
Umsatzsteuerpflicht vorliegt. Ziel der Aufnahme eines „Steuer-Disclaimers“ in die 
örtlichen Satzungen oder Gebührenverzeichnisse ist, auf diesem Wege 
umsatzsteuerrechtliche Risiken im Kontext dieser Neuregelung abzufangen. Um den 
Aufwand für die Änderung der Vielzahl von Satzungen oder Gebührenverzeichnissen 
in Grenzen zu halten, hat der Gemeindetag Baden-Württemberg ein Satzungsmuster 
für die Umstellung in Form einer sogenannten Artikelsatzung erarbeitet. 
Privatrechtliche Regelungen, insbesondere Entgeltordnungen sind ebenfalls 

anzupassen.  

 

 

 
 
 

Satzung zur Anpassung örtlicher Satzungen an § 2b UStG  

(§ 2b UStG-Anpassungs-Satzung)  
 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 6, 
11, 12, 13, 15, 17, 18, 20, 43, 44 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) in Verbindung mit § 34 des Feuerwehrgesetzes (FwG) in der 
Fassung vom 02. März 2010 zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.05.2019 und in 
Verbindung mit §§ 12, 15 und 49 hat der Gemeinderat der Gemeinde Mainhardt am 
23.11.2022 folgende Satzung zur Anpassung örtlicher Satzungen an § 2b UStG (§ 2b 
UStG-Anpassungs-Satzung) beschlossen: 
 
 
 
        

Artikel 1 
Änderung der Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung  

 
Die Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung in der Fassung vom 25. April 2018 wird wie folgt 
geändert:  
 
 
Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

 
§ 5a Umsatzsteuer 

 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, 
Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
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Artikel 2 

Änderung der Friedhofssatzung (Friedhofsordnung und 
Bestattungsgebührensatzung) 

 
Die Friedhofssatzung in der Fassung vom 15. Dezember 2021 wird wie folgt geändert: 
 
 
Nach § 29 wird folgender § 29a eingefügt: 
 

§ 29a Umsatzsteuer 
 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, 
Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 
 
 
 

Artikel 3 
Änderung der Miet- und Benutzungsordnung für die Überlassung des 

Geschirrmobils der Gemeinde Mainhardt 

Die Miet-und Benutzungsordnung für die Überlassung des Geschirrmobils der 
Gemeinde Mainhardt in der Fassung vom 06.04.2022 wird wie folgt geändert: 
 
 
Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 
 
 § 5a Umsatzsteuer 
 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, 
Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 
 
 
 

Artikel 4 
Änderung der Gebührenordnung  

für die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde Mainhardt  
 

Die Gebührenordnung für die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde 
Mainhardt in der Fassung vom 01. Januar 1998 wird wie folgt geändert: 

 
 
Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 
 
 § 6a Umsatzsteuer 
 



Seite 4 von 4 
 
 

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, 
Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 
 

Artikel 5 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen 
der zu ändernden Satzungen unberührt. Für Entgelte, die bereits vor diesem Zeitpunkt 
entstanden und erst nach dem 31. Dezember 2022 zu entrichten sind, gelten für die 
Bemessung die Satzungsbestimmungen, die zum Zeitpunkt ihrer Entstehung gegolten 
haben. 
 
 
Mainhardt, 24.11.2022 
 
gez. Damian Komor 
Bürgermeister 
 
 
Hinweis auf § 4 Absatz 4 Gemeindeordnung Baden-Württemberg: 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 
Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr 
nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. Die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

2. Der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzeswidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist, die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung 
der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Stadt unter Bezeichnung 
des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich oder 
elektronisch geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

  
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
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